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BGH-ENTSCHEIDUNG

Scheidung: Auskunftspflicht der Ehegatten
|  Ist ein Scheidungsantrag bei Gericht rechtshängig, müssen die Ehegatten auf Verlangen des 
Gerichts Auskunft über ihre Versorgungsanrechte erteilen, auch wenn sie das Vorliegen der 
Voraussetzungen für die Scheidung bestreiten. Das Gericht darf zur Durchsetzung der Aus-
kunftspflicht Zwangsmittel auch schon festsetzen, bevor geklärt ist, ob der Scheidungsantrag 
überhaupt begründet ist. Das hat der Bundesgerichtshof (BGH) entschieden.  |

Zwischen den Eheleuten war ein Scheidungsverbundverfahren rechtshängig. Beide haben 
Scheidungsanträge gestellt, die Frau bestritt jedoch den Vortrag des Mannes, dass die Eheleute 
seit mehr als einem Jahr in der Ehewohnung getrennt leben würden.

Das Amtsgericht (AG) hatte noch keinen Verhandlungstermin bestimmt. Es hatte die Ehegatten 
dennoch aufgefordert, den ausgefüllten Fragebogen über ihre in der Ehezeit erworbenen  
Versorgungsanrechte vorzulegen. Nachdem die Frau dieser Aufforderung trotz Androhung von 
Zwangsmaßnahmen nicht nachgekommen war, hat es gegen sie ein Zwangsgeld in Höhe von 
500 Euro, ersatzweise Zwangshaft, festgesetzt.

Die Rechtsmittel der Frau blieben erfolglos. Das liegt auch im Interesse des Scheidungswilligen. 
Denn so wird verhindert, dass der andere Ehegatte durch das Bestreiten materiell-rechtlicher 
Scheidungsvoraussetzungen (Ablauf des Trennungsjahrs, Scheitern der Ehe) seine Auskunft 
über Versorgungsanrechte und damit das Scheidungsverfahren verzögern kann.

QUELLE  |  BGH, Beschluss vom 30.9.2020, XII ZB 438/18, Abruf-Nr. 219087 unter www.iww.de

GLEICHBERECHTIGUNG

Ehevertrag nach Heirat kann sittenwidrig sein
|  Das Oberlandesgericht (OLG) Karlsruhe hat jetzt entschieden: Ein Ehevertrag kann sitten-
widrig sein, wenn er mehrere Monate nach der Eheschließung geschlossen wurde. Es kommt 
auf die Gesamtwürdigung sämtlicher Umstände an.  |

Das war geschehen
Ein Ehepaar heiratete im Jahr 2003 und schloss drei Monate nach Eheschließung einen Ehe
vertrag ab. Darin vereinbarte es Gütertrennung und schloss so den Zugewinnausgleich aus. Bei 
dem eigentlich gesetzlich vorgesehenen Zugewinnausgleich wird der Vermögenszuwachs  
hälftig geteilt, den die Eheleute während der Ehe erzielen. Sie schlossen außerdem den Versor-
gungsausgleich aus, also eine Teilung der während der Ehe entstandenen Anrechte auf Renten 
und andere Altersversorgungen. Das Ehepaar ließ sich 2019 scheiden. Das Amtsgericht (AG) 
hatte den Ehevertrag als wirksam angesehen und lehnte Zugewinn- und Versorgungsausgleich ab.

So sah es das OLG
Das OLG sah demgegenüber Folgendes: Die Frau hatte sich zum Wohle der Ehe in ein fremdes 
Land begeben und dafür eine auskömmliche Berufstätigkeit sowie eine versprochene Rente 
aufgegeben. In Deutschland wurde ihre Ausbildung zunächst nicht anerkannt. Folge: Der Aus-
schluss von Zugewinnausgleich und Versorgungsausgleich kam einseitig ausschließlich dem 
Ehemann zugute.
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Erbeinsetzung eines Betreuers kann sittenwidrig sein
|  Setzt ein Hilfsbedürftiger kurz nach Beginn der Betreuung seine Betreuerin als Erbin ein, 
kann das Testament wegen Sittenwidrigkeit nichtig sein. So hat es jetzt das Oberlandesgericht 
(OLG Celle) entschieden.  |

Das war geschehen
Im Dezember 2004 erlitt ein damals 85-jähriger Mann einen schweren Schlaganfall. Neben  
einer Halbseitenlähmung hatte er erhebliche psychische Ausfallerscheinungen. Er war nicht 
orientiert, wusste nicht, dass er sich im Krankenhaus befand und musste zeitweise fixiert  
werden. Da er deshalb nicht in der Lage war, seine Angelegenheiten selbst zu besorgen, richtete 
das Amtsgericht (AG) Anfang Januar 2005 eine sog. rechtliche Betreuung ein und bestellte eine 
Berufsbetreuerin zur Betreuerin des Mannes, der keine Angehörigen hatte. Diese hatte u.a. die 
Aufgabe, die Gesundheits- und Vermögensangelegenheiten des Mannes in seinem Interesse zu 
regeln.

Anfang April 2005 zog der Mann aus dem Krankenhaus in eine Pflegeeinrichtung. Am 4. Mai 
2005 setzte er die Betreuerin sowie eine weitere Person, die ihm von der Betreuerin für  
verschiedene Dienstleistungen wie Einkäufe und Spaziergänge vermittelt worden war, zu seinen 
Erben sein. Dieses Testament wurde im Beisein der Betreuerin von einer Notarin aufgenommen. 
Der Wert des Vermögens des Mannes war dort mit 350.000 Euro angegeben. Die Betreuerin 
verheimlichte diese Erbeinsetzung gegenüber dem AG, das die Betreuung im Dezember 2005 
auf der Grundlage eines fachärztlichen Gutachtens und nach eigener Anhörung des Mannes 
verlängerte. Der Mann starb im April 2012. Die Betreuerin und die als weiterer Erbe eingesetzte 
Person teilten das Guthaben des Erblassers unter sich auf.

So entschieden die Vorinstanzen
Anfang 2014 bestellte das AG Hannover einen sog. Nachlasspfleger, der den Nachlass zugunsten 
der unbekannten Erben des Mannes sichern sollte. Dieser verlangte von der Betreuerin und der 
weiteren Person die Herausgabe der von diesen erlangten Vermögenswerte. Das Landgericht 
(LG) gab der Klage durch ein erstes Teilurteil im Grundsatz statt und wies die Widerklage der 
Beklagten ab, die die Feststellung begehrten, dass sie selbst Erben geworden seien.

Das sagt das OLG
Das OLG Celle wies die von den Beklagten hiergegen eingelegte Berufung nun zurück und  
stützte diese Entscheidung auf zwei Gesichtspunkte:

Gleichberechtigung von Mann und Frau
Das OLG betonte den Grundsatz: Die Gleichberechtigung von Mann und Frau darf durch einen 
Ehevertrag nicht ausgehebelt werden. Hier sei er in einer Situation vereinbart worden, in der 
Frau und Kind völlig abhängig vom Ehemann waren. Dieser habe sich „der prekären Situation 
seiner Ehefrau vollkommen verschlossen und einseitig und nicht schutzwürdig alleine seine 
vermögensrechtlichen Interessen für den Fall der Scheidung zu wahren gesucht“. Folge: Der 
Ehevertrag war sittenwidrig und unwirksam. Nun soll das AG den bisher unterlassenen  
Zugewinn- und Versorgungsausgleich nachholen.

QUELLE  |  OLG Karlsruhe, Beschluss vom 10.4.2021, 5 UF 125/20
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Erlass eines quotenlosen Erbscheins: Wer muss zustimmen?
|  Die Frage, wer bei der Beantragung eines quotenlosen Erbscheins zustimmen muss, ist 
umstritten. Die zwei bekanntesten obergerichtlichen Entscheidungen hierzu liegen diametral 
auseinander. Während das Oberlandesgericht (OLG) München fordert, dass alle in Betracht 
kommenden Erben auf die Aufnahme der Erbquoten im Erbschein verzichten müssen, lässt 
es das OLG Düsseldorf genügen, dass nur die Antragsteller auf die Angaben der Quoten  
verzichten. Jetzt ist das OLG Bremen dem OLG München beigesprungen.  |

Im Fall des OLG Bremen hatte ein Beteiligter den Erlass eines Erbscheins ohne Erbteilsquoten 
beantragt, weil diese erst nach Aufklärung der Wertverhältnisse des Nachlasses sicher festge­
stellt werden könnten. Die hierzu angehörte andere Beteiligte hatte dem jedoch widersprochen, 
weil die Auslegung des Testaments ergebe, dass sie Alleinerbin geworden sei. Das Nachlass­
gericht hatte aufgrund des Widerspruchs verfügt, ein gemeinschaftlicher quotenloser  
Erbschein komme nicht in Betracht. Das OLG Bremen sah dies genauso.

QUELLE  |  OLG Bremen, Urteil vom 28.10.2020, 5 W 15/20, Abruf-Nr. 221354 unter www.iww.de

Erblasser nicht testierfähig
Zum einen war das OLG davon überzeugt, dass der Erblasser im Mai 2005 nicht testierfähig war. 
Grundsätzlich kann zwar jeder Mensch ab Vollendung des 16. Lebensjahrs wirksam ein  
Testament errichten. Diese Fähigkeit fehlt aber ausnahmsweise, wenn eine Person krankheits­
bedingt nicht in der Lage ist, sich ein klares Urteil u.a. darüber zu bilden, welche Tragweite und 
Auswirkungen ihre testamentarischen Anordnungen haben, oder wenn sie nicht frei von Ein­
flüssen Dritter nach diesem Urteil handeln kann. Eine solche Ausnahmesituation hat der Senat 
im vorliegenden Fall – ebenso wie das LG – nach umfangreicher Auseinandersetzung mit ver­
schiedenen ärztlichen Berichten und Gutachten sowie weiteren Beweismitteln angenommen.

Sittenwidrigkeit der Erbeinsetzung
Zum anderen hat das OLG festgestellt, dass das Testament sittenwidrig und damit nach § 138 
BGB nichtig war. Zwar gibt es keine ausdrückliche gesetzliche Vorschrift (anders als im Heim­
recht), die es Betreuern untersagt, neben der vereinbarten Vergütung Geschenke entgegenzu­
nehmen, soweit diese über geringwertige Aufmerksamkeiten hinausgehen. Das OLG folgerte 
die Sittenwidrigkeit der Erbeinsetzung aber daraus, dass die Betreuerin die von Einsamkeit und 
Hilflosigkeit geprägte Situation des Erblassers zu ihrem eigenen Vorteil ausgenutzt habe.

Erbeinsetzung verschwiegen
Denn das Testament wurde kurz nach der Krankenhausentlassung errichtet. Der Erblasser 
kannte die Betreuerin erst kurze Zeit. Im damaligen Zeitraum hatte er noch gegenüber der  
Betreuungsrichterin des AG angegeben, nichts von einer Betreuung zu wissen. Trotz der erheb­
lichen Erkrankung hatte die Betreuerin keinen ärztlichen Rat eingeholt, ob er überhaupt  
testierfähig war. Sie selbst hatte die Notarin mit der Aufnahme des Testaments beauftragt und 
war – ohne zwingenden Grund – bei der gesamten Testamentsaufnahme anwesend. Dabei sei 
ihr bewusst gewesen, dass der Erblasser dieses notarielle Testament später aufgrund seiner 
körperlichen Einschränkungen nicht mehr durch ein eigenes handschriftliches Testament habe 
ersetzen können. Gegenüber dem AG habe sie u.a. die Erbeinsetzung verschwiegen, sodass das 
Gericht mögliche Interessenkonflikte nicht prüfen konnte.

Das Urteil ist rechtskräftig.

QUELLE  |  OLG Celle, Urteil vom 7.1.2021, 6 U 22/20, PM Nr. vom 9.4.2021


